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Diskussionsforum Gutachten und Assessment 

 
Info Nr. 9 

 
Entscheidungen des Bundessozialgerichts zum Verhältnis von Diagnose und 

Leistungsbeurteilung 
 

 
I. Urteil vom 9. April 2003 – B 5 RJ 36/02 R – 
 
Zentrale Aussagen:  
1. Im Rahmen einer Rentenbegutachtung kommt es für die Feststellung des 

(Rest-) Leistungsvermögens in der Regel letztlich nicht darauf an, welche 
Diagnose gestellt werden kann, wenn nur Art und Ausmaß der Leistungsfä-
higkeit verlässlich erfasst wird. 

2. Ein Gutachten auf psychiatrischem oder psychologischem Fachgebiet wird 
aber regelmäßig durch die Diagnose beeinflusst. 

 
Der Fall: 
1. Streitpunkte dieses Verfahrens sind letztendlich das Vorliegen und die Folgen ei-
ner Fibromyalgie. 
Die Klägerin war Fabrikarbeiterin, seit 1995 ist sie arbeitsunfähig. Ihr Antrag auf Ren-
te wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit wurde abgelehnt; die Klage hat-
te keinen Erfolg. Das Sozialgericht hatte einen Facharzt für Neurologie und Psy-
chiatrie (Dr. B) gehört. Dieser stellte am 2.8.1999 ein HWS und ein LWS-Syndrom 
fest und außerdem Dysthymie, Panikstörungen mit leichter Agorarphobie bei asthe-
nischer ängstlicher Persönlichkeit. Er hielt die Klägerin für vollschichtig arbeitsfähig. 
Die Klage wurde dementsprechend abgewiesen. 
Im Berufungsverfahren hat das Landessozialgericht den Internisten und Rheuma-
tologen Dr. R. als Sachverständigen gehört. In seinem Gutachten vom 4.12.2000 
stellte er neben den Diagnosen chronische Polyarthritis, Arthrose und Hypertonie die 
Diagnose Fibromyalgie. Auch er hielt aber die Klägerin für vollschichtig einsatzfähig. 
Demgegenüber machte die Klägerin geltend, dass der Sachverständige nur die Di-
agnose auf internistischem Fachgebiet berücksichtigt habe, nicht aber die neurolo-
gisch-psychiatrischen Einschränkungen. Das Landessozialgericht hat dennoch die 
Berufung zurückgewiesen, mit dem Hinweis, die neurologisch-psychiatrischen Ein-
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schränkungen seien 1999 von Dr. B. fachärztlich untersucht und für nicht schwer 
wiegend angesehen worden. 
Mit der Revision wurde gerügt, dass das Gutachten Dr. B. zu lange zurückliege 
und auch nicht die Diagnose einer Fibromyalgie berücksichtige. Deshalb habe 
dem Gutachter das gesamte Verhalten und Erleben der Patientin in der Begutach-
tungssituation in einem unzutreffenden Licht erscheinen müssen. 
 
Das Urteil: 
Das Bundessozialgericht hat sich dem angeschlossen und entschieden, dass nach 
Auftauchen der neuen Diagnose zumindest eine Rückfrage bei Dr. B. hätte erfolgen 
müssen. Als Grund sieht das Bundessozialgericht die herausragende Bedeutung 
der Diagnose für Begutachtungen auf psychiatrischem und psychologischem 
Fachgebiet.  
In dem Urteil heißt es: 
- Bereits die Eigen- und Fremdanamnese, die bei diesen Fachgutachten eine be-

sondere Rolle spielt, könnte in Kenntnis der Diagnose bewusst oder unbewusst 
anders erhoben worden sein, sei es bei der Fragestellung, sei es bei der Selektion 
und Verarbeitung der Antworten, sei es bei der schriftlichen Fixierung im Gutach-
ten. 

- Art und Weise der Befunderhebung, die Auswahl der Testverfahren und letztlich 
auch die Interpretation der Testergebnisse könnten bei einer gesicherten Diagno-
se abweichend erfolgt sein. 

- Die Feststellung des Schweregrades einer spezifischen Fachdiagnose (z.B. 
Depression) könnte von der Kenntnis einer später diagnostizierten Haupterkran-
kung beeinflusst sein. 

- Die spätere Kenntnis des Hauptleidens könnte entscheidend für den Ausschluss 
oder die Annahme einer Aggravation oder Simulation sein. Auch die Beurtei-
lung der Zumutbarkeit und Effektivität eigener Willensanstrengungen zur Überwin-
dung der psychischen Hemmnisse könnte anders ausfallen. 

- Die Frage nach quantitativen Einschränkungen bei der Leistungsbeurteilung 
könnte anders beantwortet werden, wenn das Hauptleiden, für das Erfahrungswer-
te vorliegen, gesichert ist, und dessen retro- und prospektiver Verlauf dann Grund-
lage der Beurteilung wäre. 

(Dazu allgemein „Sozialmedizinische Begutachtung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung“ herausgegeben vom Verband Deutscher Rentenversicherungsträger, 5. 
Aufl. 1995 S. 456, 457, 476, 486 f, 515-517, 522 f). 
 
Bedeutung/Kritik: 
1. In Info Nr. 6 haben wir bereits nachdrücklich unterstrichen, dass es im Renten-
recht auf die Feststellung der Leistungsfähigkeit ankommt und nicht unbedingt 
auf die Ursache der festgestellten Einschränkungen. Dieser Grundsatz wird in dem 
Urteil des Bundessozialgerichts bestätigt. Diagnosen und die  Feststellung von 
Funktionsstörungen werden als Zwischenschritte deutlich gemacht. Das Bun-
dessozialgericht formuliert in diesem Urteil und dem folgenden Beschluss wieder-
kehrend (sinngemäß): Im Rahmen eines Rentenverfahrens kommt es nicht auf die 
Diagnose an; es muss vielmehr der negative Einfluss von dauerhaften Ge-
sundheitsstörungen auf das verbliebene Leistungsvermögen geprüft und darge-
tan werden.   
Erwerbsminderung ist also ein finaler Begriff. Das hat zum einen zur Folge, dass 
Krankheitsdiagnosen nicht ausreichen, zum anderen aber, dass sie u.U. sogar 
entbehrlich sind. Diagnosen sagen etwas über Funktionsstörungen, beschreiben 
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aber noch nicht die Leistungsfähigkeit.  Diese Überlegungen hat das Bundessozial-
gericht mit dem vorliegenden Urteil unterstrichen. 
 
Das Bundessozialgericht hat jedoch außerdem aufgespürt, dass die Diagnose auch 
im Rahmen einer finalen Leistungsfeststellung dann eine herausragende Bedeu-
tung gewinnt, wenn dadurch Art und Umfang der Untersuchung und die Bewer-
tung der Befunde entscheidend beeinflusst wird. Es hat dies generell für das 
psychologische und psychiatrische Fachgebiet ausgesprochen. Damit greift es zu 
weit aber auch zu kurz. Zu kurz greift es, weil derartige Einflüsse der Diagnose 
auch in anderen medizinischen Fachbereichen nicht ungewöhnlich sind, zu weit, weil 
nicht alle Beurteilungen auf psychiatrisch-psychologischem Fachgebiet von der Di-
agnose abhängig sind. Es darf sogar bezweifelt werden, ob überhaupt die Diagnose 
im Bereich psychiatrisch-psychologischer Begutachtung eine größere Bedeutung hat, 
als in anderen Bereichen. Die zitierten Stellen geben dies unseres Erachtens auch 
nicht her. 
 
2. Dies gibt Veranlassung, die Rolle der Diagnose in einem auf Feststellung der Leis-
tungsfähigkeit ausgerichteten Gutachten näher zu beleuchten. 
a. Verharren bei Krankheitsmustern: Es gehört, wie gerade auch dieses Urteil 
des Bundessozialgerichts  zeigt, zu den Gepflogenheiten von Gutachtern und Gerich-
ten, der Feststellung von Leistungseinschränkungen die Diagnosen voranzustellen. 
Da jede Diagnose mit Einschränkungsmustern verbunden ist, wird dadurch ein 
grobes Bild vermittelt, um welche Art von Funktionsstörungen es geht. Wichtig ist, 
dabei zu erkennen, dass damit nur ein Rahmen gezeichnet wird; es muss noch das 
konkrete Muster beschrieben werden, von dem der Arzt ausgeht und es muss eine 
individuelle Prüfung der Leistungsfähigkeit durch leistungsdiagnostische Überlegun-
gen und/oder Verfahren hinzutreten; denn das durch Diagnosen vorgezeichnete 
Muster ist nur eine Vorstufe. Die Leistungsfähigkeit ist von weiteren Faktoren ab-
hängig (s. Info Nr. 6). 
Festzustellen ist demgegenüber, dass sich in vielen Rentengutachten, trotz der zent-
ralen  Bedeutung des Leistungsbildes für die Begutachtung, oftmals nur wenige 
Hinweise befinden, über welche Fähigkeiten der Betroffene verfügt (ressourcenori-
entiertes Leistungsbild) und auf welcher Basis das Leistungsbild erstellt wurde 
oder die Leistungsbeurteilung erfolgte (Leistungsdiagnostik). Während die Ergeb-
nisse verschiedene Verfahren zur Krankheitsdiagnostik im Gutachten oftmals explizit 
dargestellt werden, finden sich nur selten Hinweise auf die Anwendung und die Er-
gebnisse leistungsdiagnostischer Instrumente. Lediglich Aussagen des Betroffenen 
über die Leistungsfähigkeit (Selbstbild/-konzept der Leistungsfähigkeit) werden im 
Gutachten wiedergegeben und diese zudem auch meist nicht sehr detailliert. 
 
b. Steuerungsfunktion: Die Krankheitsdiagnose hat in der Praxis ärztlichen 
Handelns meist eine Steuerungsfunktion für die diagnostische Vorgehensweise 
im Begutachtungsprozess. Da als Folge einer Krankheit bestimmte Leistungsein-
schränkungen erwartet werden, steuert die Krankheitsdiagnose das leistungsdia-
gnostische Vorgehen. Der Erwartungswert resultiert aus den eigenen Erfahrungen, 
die der Gutachter macht und dem allgemeinen Expertenwissen über Auswirkungen 
von bestimmten Krankheitsdiagnosen auf das Leistungsbild. So stellt z.B. bei der 
anamnestischen Befragung des Patienten, der Gutachter vor dem Hintergrund einer 
spezifischen Krankheitsdiagnose spezifische Fragen z.B. über die Einschränkungen 
bei bestimmten Aktivitäten. Auch am Beispiel des hier besprochenen Urteils wird 
deutlich, welche Steuerfunktion der Diagnose zukommen kann. 
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Das gilt allerdings nicht nur bei psychischen Problemen. 
So werden u.a. auch im neurologisch/orthopädischen Fachgebiet Untersuchungen 
und Folgerungen oft von der Diagnose bestimmt. Es macht einen Unterschied, ob 
Gehbehinderungen auf eine Coxarthrose oder Nervenirritationen im Bereich der Wir-
belsäule zurückgeführt werden oder gar keine Diagnose gefunden wird.  
Wichtig ist, zu erkennen, dass die Diagnose lediglich einen erster Schritt zur Leis-
tungsbeurteilung darstellt. Sie hat Hilfsfunktion. 
 
c. Leistungsfähigkeit ermittelt man am besten durch Erprobung. Dieser Kö-
nigsweg steht aber nur begrenzt offen. Dennoch sollten in jedem Fall spezielle leis-
tungsdiagnostische Untersuchungen vorgenommen werden (z.B. standardisierter 
Bogen zur Erfassung der Alltagsfähigkeit –ADL-  Körperaktivitätstests), weil die Leis-
tungsfähigkeit von speziellen subjektiven Faktoren bestimmt wird, die in den 
typischen Krankheitsmustern nicht auftauchen. Das Problem scheint allerdings 
darin zu liegen, dass Gutachter oft nicht über spezielle leistungsdiagnostische Kom-
petenz  verfügen oder sich keine weiteren Untersuchungsmöglichkeiten anbieten. 
Deshalb ist Grundlage der Leistungsbeurteilung in der Praxis oft letztlich das 
Einschränkungsmuster, dass der Gutachter aufgrund seiner Erfahrung aus dem 
Krankheitsbild folgert. Dies hat das Bundessozialgericht als Realität erkannt, indem 
es darauf hingewiesen hat, dass die Frage der quantitativen Einschränkungen u.U. 
von der Diagnose beeinflusst werden.  
 
d. Die Krankheitsdiagnose ist weiterhin wichtig im Zusammenhang mit der Festle-
gung der Belastbarkeit. Es ist durchaus möglich, dass eine Person noch leistungs-
fähig ist  und selber keine Einschränkungen der Leistungsfähigkeit in spezifischen 
Bereich schildert, es aber vor dem Hintergrund der Krankheitsdiagnose erforderlich 
ist, diese Leistungsfähigkeit zu begrenzen, damit die Gefahr einer gesundheitlichen 
Schädigung reduziert wird. 
 
e. Für die Prognostik stellt die Krankheitsdiagnose ein Basiselement dar. So ist 
es leicht nachvollziehbar, dass Diagnosen die einen progredienten Verlauf erwarten 
lassen oder aber schubförmige Ausbrüche, unmittelbar auf die Gesamtprognose Ein-
fluss nehmen. Dies wirkt sich insbesondere bei der Frage der angemessenen Zeit 
der Berentung aus. 
 
f. Letztlich nimmt die Krankheitsdiagnose für die Beurteilung des Bedarfs an Prä-
ventions- und Rehabilitationsleistungen eine wichtige Funktion ein, denn sowohl 
Präventions- als auch Rehabilitationsmaßnahmen können meist erst beim Vorliegen 
der Diagnose zielorientiert gestaltet werden.  
 
3. Für die Praxis ergibt sich jedenfalls aus diesem Urteil Folgendes: 
Gutachten, die sich mit Krankheitsdiagnosen begnügen und auf darüber hinaus-
gehende Leistungsdiagnostik verzichten, sind unzureichend. 
Die Diagnose beeinflusst in der Praxis aber häufig den Gang der Untersuchung 
und Bewertung. Es ist also stets zu prüfen, ob ein Einfluss der Diagnose in Betracht 
zu ziehen ist, also bei anderer Diagnose eine andere Gestaltung der Begutachtung 
und/oder eine andere Bewertung in Betracht kommen könnte. 
Bei Beweisanträgen, die sich auf Unterschiede in der Diagnose oder angeblich ü-
bersehene Diagnosen beziehen, ist deshalb erforderlich, ihre Auswirkungen auf die 
Feststellung der Leistungsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt herauszustellen und soweit 
möglich zu belegen. Dies zeigt auch der nachfolgend wiedergegebene Beschluss. 
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II. Beschluss vom 30. August 2002 – B 13 RJ 125/02 B – 
 
Zentrale Aussagen:  
1. Zu den Mindestvoraussetzungen eines Beweisantrages zählen u.a. die Be-

nennung der Tatsachen, die bewiesen werden sollen (Beweisthema) und 
die Formulierung des Beweisergebnisses.  

2. Bei letzterem darf im Rahmen eines Rentenverfahrens wegen Erwerbsmin-
derung nicht nur eine andere Diagnosestellung genannt werden, sondern 
es muss die negative Beeinflussung von weiteren dauerhaften Gesund-
heitsbeeinträchtigungen behauptet und möglichst genau dargetan werden. 

 
Der Fall: 
Das Landessozialgericht hatte in den eingeholten Gutachten und Stellungnahmen 
keine Grundlage für eine Schmerzsymptomatik gesehen. Die Klägerin machte mit der 
Nichtzulassungsbeschwerde geltend, dass ihr beim Landessozialgericht gestellter 
Beweisantrag zum Vorliegen eines Schmerzsyndroms übergangen worden sei.  
 
Der Beschluss: 
Das Bundessozialgericht hat die Beschwerde als unzulässig verworfen, weil die Stel-
lung eines ordnungsgemäßen Beweisantrages  unzureichend dargelegt war. Es ge-
nüge nicht die Benennung einer Diagnose. Darzulegen sei vielmehr darüber 
hinaus, welche Auswirkungen diese Diagnose auf die Beurteilung der Leis-
tungsfähigkeit habe, etwa indem bisher nicht erkannte gesundheitliche Beeinträch-
tigungen dadurch deutlich werden. 
 
Bedeutung/Kritik:  
Es geht hier nur um die Darlegung.  Es muss bei Anträgen auf Klärung einer 
Diagnose dargelegt werden, dass und inwieweit diese Diagnose die Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit  beeinflussen kann. Ein Widerspruch zu obigem Urteil ergibt sich 
mithin nicht. 
 
Wörtlich heißt es in dem Beschluss: 
 
„Zu den Mindestvoraussetzungen eines solchen Beweisantrages zählen u.a. die Be-
nennung der Tatsachen die bewiesen werden sollen (Beweisthema) und die Formu-
lierung des Beweisergebnisses. Bei letzterem darf es im Rahmen eines Rentenver-
fahrens wegen Erwerbsminderung nicht nur auf eine andere Diagnosestellung an 
kommen, sondern es muss vielmehr die negative Beeinflussung von – weiteren – 
dauerhaften Gesundheitsstörungen auf das verbliebene Leistungsvermögen behaup-
tet und möglichst genau dargetan werden“ 
  
Bei der Lektüre dieses Beschlusses und anderer Entscheidungen der Sozialgerichte 
fällt allerdings auf, dass sich der Sprachgebrauch der „International Classification 
of Disability and Health“ (ICF) noch nicht durchgesetzt hat.  
Wir haben schon in Info Nr. 6 auf die Kategorien der ICF hingewiesen. Diese sind 
 
Funktionen/Funktionsstörungen 
Aktivitäten/Aktivitätseinschränkungen 
Teilhabe/Teilhabestörungen 
Personbezogene Kontext- und Umweltfaktoren 
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In Rentengutachten geht es um Teilhabe am Erwerbsleben. Es geht um ar-
beitsmarktbezogene Leistungsfähigkeit.  
Daran wird deutlich, dass die Feststellung von Funktionsdefiziten (Gesundheitsschä-
den) nur der erste Schritt ist.  
Der zweite Schritt ist die Prüfung, welche Aktivitäten hierdurch ausgeschlossen oder 
eingeschränkt werden.  
Daran schließt dann der dritte Schritt an: Die Feststellung, wie sich die Einschrän-
kungen der Aktivitäten im realen Arbeitsmarkt auswirken. 
 
 
 
 
Dr. Alexander Gagel 
Dr. Hans-Martin Schian 
Dr. Gisela Nellessen 
 




